
 

 

 
 
 

 
V erw a l t u n gs ge r i c h t  K ö l n  

Beschluss  
 

 
20 L 1790/16 
 

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
 
des Herrn  
 
 Antragstellers, 
 
Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte Felser, Gerz und andere, Uhlstraße 19-23, 50321 Brühl, 
Gz.: , 
 
 

g e g e n  
 
das Land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch das Polizeipräsidium Köln, Walter-

Pauli-Ring 2-6, 51103 Köln, 
 
 Antragsgegner, 
 
 
  
 
wegen Versammlungsrecht 

 
hat die 20. Kammer des Verwaltungsgerichts Köln 
am 29.07.2016 
durch 
den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht S  
den Richter am Verwaltungsgericht R
die Richterin am Verwaltungsgericht K
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beschlossen: 
 

1. Die aufschiebende Wirkung der Klage 20 K 6622/16 gegen die Auflage „Die 
Aufstellung einer Videoleinwand auf der Bühne wird untersagt.“ im Auflagen-
bescheid des Antragsgegners vom 27.07.2016 wird wiederhergestellt mit der 
Maßgabe, dass die Videoleinwand ausschließlich zur vergrößerten Darstel-
lung der persönlich bei der Versammlung anwesenden Redner benutzt wer-
den darf. 
 
Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt. 
 
Die Kosten des Verfahrens trägt der Antragsteller zu ¾ und der Antragsgegner 
zu ¼.  
 
2. Der Streitwert wird auf 5.000 Euro festgesetzt. 

 
 

G r ü n d e 
 
 
Der Antrag, 
 

die aufschiebende Wirkung der Klage 20 K 6622/16 gegen die Auflage „Die 
Aufstellung einer Videoleinwand auf der Bühne wird untersagt.“ im Auflagen-
bescheid des Antragsgegners vom 27.07.2016 wiederherzustellen, 

 
hat nur in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang Erfolg. 
 
Gemäß § 80 Abs. 5 VwGO kann das Gericht nach Anordnung der sofortigen Vollzie-
hung belastender Verwaltungsakte die aufschiebende Wirkung der Klage ganz oder 
teilweise wiederherstellen. Die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung ist 
geboten, wenn das Interesse des Antragstellers am Aufschub der Durchsetzung der 
angegriffenen Verfügung das öffentliche Interesse an ihrer sofortigen Vollziehung 
überwiegt. Vorliegend fällt bei Überprüfung der angegriffenen Maßnahme die anzu-
stellende Interessenabwägung teilweise zu Gunsten, teilweise zu Lasten des Antrag-
stellers aus. 
 
Die Kammer hält die Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung unter 
Berücksichtigung der Besonderheiten des Versammlungsrechts noch für ausrei-
chend. 
 
Materiell spricht viel dafür, dass die Aufstellung der Videoleinwand zu den vom An-
tragsteller beabsichtigten Zwecken teilweise nicht vom Grundrecht der Versamm-
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lungsfreiheit und § 15 VersG gedeckt ist, was in der Kürze der zur Verfügung ste-
henden Zeit allerdings nicht im Einzelnen und abschließend zu entscheiden ist. 
 
Insoweit geht die Kammer von der Erwägung aus, dass das Versammlungsrecht 
nicht darauf ausgerichtet ist, ausländischen Regierungsmitgliedern oder Staatsober-
häuptern durch Liveübertragungen eine Plattform für politische Stellungnahmen zu 
bieten. 
 
Was die Benutzung der Videoleinwand allein zur vergrößerten Darstellung der auf 
der Versammlung persönlich anwesenden Redner betrifft, treffen die vorgenannten  
Überlegungen nicht zu. Diesbezüglich wird in der Begründung der angefochtenen 
Verfügung auch kein Gefahrenpotential benannt. 
 
Soweit in der Antragsschrift als weitere Zwecke für die Benutzung der Videoleinwand 
die Einblendung von Videos, Fotos und anderen Aufzeichnungen genannt wird, kann 
in der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit nicht zuverlässig geprüft werden, in-
wieweit diese Einblendungen möglicherweise unter den oben genannten Bereich der 
nicht versammlungsrechtlich geschützten Aktivitäten fallen.  
 
Im Rahmen der danach zu treffenden Abwägungsentscheidung kommt die Kammer 
zu dem Ergebnis, dass das Interesse des Antragstellers überwiegt, soweit es um die 
Benutzung der Videoleinwand ausschließlich für eine vergrößerte Darstellung der 
persönlich anwesenden Redner geht, im Übrigen aber das gegenteilige öffentliche 
Interesse. 
 
Die Kostenentscheidung folgt aus § 155 Abs. 1 VwGO. 
 
Die Streitwertfestsetzung beruht auf §§ 53 Abs. 2 Nr. 2, 52 Abs. 1, 2 GKG und trägt 
der Tatsache Rechnung, dass die Entscheidung in der Hauptsache vorweg genom-
men wird. 
 

  
 

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g  

Gegen Ziffer 1 dieses Beschlusses kann innerhalb von zwei Wochen nach Bekannt-
gabe schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle oder in 
elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und Finanzgerichten im Lande 
Nordrhein-Westfalen (Elektronische Rechtsverkehrsverordnung Verwaltungs- und 
Finanzgerichte - ERVVO VG/FG - vom 7. November 2012, GV. NRW. S. 548) bei 
dem Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, Beschwerde eingelegt 
werden. 
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Die Beschwerdefrist wird auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist 
schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der ERVVO VG/FG bei dem 
Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 
48143 Münster, eingeht. 

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu 
begründen. Die Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorge-
legt worden ist, bei dem Oberverwaltungsgericht schriftlich oder in elektronischer 
Form nach Maßgabe der ERVVO VG/FG einzureichen. Sie muss einen bestimmten 
Antrag enthalten, die Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung abzuändern 
oder aufzuheben ist und sich mit der angefochtenen Entscheidung auseinander set-
zen. 

Die Beteiligten müssen sich bei der Einlegung und der Begründung der Beschwerde 
durch einen Prozessbevollmächtigten vertreten lassen. Als Prozessbevollmächtigte 
sind Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkann-
ten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines anderen Ver-
tragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der 
Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt besitzen, für Behörden und juristische 
Personen des öffentlichen Rechts auch eigene Beschäftigte oder Beschäftigte ande-
rer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts mit Befähigung zum 
Richteramt zugelassen. Darüber hinaus sind die in § 67 Abs. 4 der Verwaltungsge-
richtsordnung im übrigen bezeichneten ihnen kraft Gesetzes gleichgestellten Perso-
nen zugelassen. 

Gegen Ziffer 2 dieses Beschlusses kann innerhalb von sechs Monaten, nachdem die 
Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich ander-
weitig erledigt hat, Beschwerde eingelegt werden. Ist der Streitwert später als einen 
Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so kann sie noch innerhalb eines 
Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses ein-
gelegt werden. 

Die Beschwerde ist schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle oder in elektronischer Form nach Maßgabe der ERVVO VG/FG bei dem Ver-
waltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, einzulegen. 

Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 
200 Euro übersteigt. 

Die Beschwerdeschrift sollte dreifach eingereicht werden. Im Fall der elektronischen 
Einreichung nach Maßgabe der ERVVO VG/FG bedarf es keiner Abschriften. 
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